
fein müssen, die wir ihnen eingebrockt haben. Jeder
Berufsstand findet seine Anliegen bei mindestens
einer Partei bestens aufgehoben: die Kirchenorgel-
spieler bei der CSV, die Religionslehrer bei der
LSAP, der Mittel-, Hoch- und Kopfstand bei der DP,
die Zahnärtze bei den Grünen, sowie eine nicht un-
wesentliche Zahl anderer bei einer nicht minder
großen Zahl anderer: die COPE-Arbeiter bei der
KPL, Jhemp Bertrand bei der LP, usw usf. Nur die
Politiker gehen leer aus. Niemand nimmt sich ihrer
an. Deshalb habe ich meinem sehr guten Bekannten
die Gründung einer VKP (Vereinte-Kandidaten-
Partei) und folgenden Aufruf vorgeschlagen:

"Kandidaten aller Parteien, vereinigt Euch!
Wehrt Euch
gegen den zunehmenden Druck von der Straße,
gegen überflüssige Fragen von eh unmündigen
Bürgern,
gegen den Numerus clausus in den Gemeinderäten,
gegen dicke Luft und klares Wasser im Sitzungssaal,
gegen Streß und sexuelle Belästigung am zukünfti-
gen Arbeitsplatz,
gegen die 6-Jahre-Fristenlösung,

gegen die Bevormundung durch den Innenminister,
gegen jede ausländische Einmischung.
Kämpft
für die Gleichstellung von Mehrheit und Opposition,
für die Herabsetzung Eurer wöchentlicher Arbeits-
zeit,
für die Fortschreibung Eurer Privilegien,
für die Schaffung redefreier Zonen,
für die Zulassung der Bierdeckel zur Spesenabre-
chung,
für die Anerkennung der Wahlgeschenke als "utilité
publique",
für gleichen Lohn bei ungleicher Stimmenzahl,
für die Verbessererung Eurer Sitzbedingungen.
Gemeinsam seid Ihr stark!
Verschenkt keine Stinune an andere Listen!"

Mein Freund hat sich Bedenkzeit geben lassen. Ganz
Politiker, der er jetzt ist, will er mein Angebot zuerst
prüfen (lassen) und sehen, ob es parteipolitisch op-
portun ist.

Affaire à suivre, donc. 	 J.P. Boulanger

Das Wahlresultat in Kehlen
Gewählt wird von Menschen: jeder entscheidet mit
seinem Verstand, seinem Gefühl, seiner Intuition,
seiner mehr oder weniger geprägten Mündigkeit.
Wahlresultate sind somit komplexer Art und lassen
sich vielfältig interpretieren. Auch wenn unter diesen
Umständen die Analyse eines Wahlresultats nur
bedingt objektiv sein kann, darf man dieses Geschäft
nicht nur den Politikern überlassen.

Wenn in Kehlen der Bürgermeister das enttäuschen-
de Resultat der LSAP auf Fremdeinflüsse wie Hae-
bicht zurückführen möchte, so scheint er die Kom-
plexität der Wahlmotivationen nicht zu erkennen
oder er will diese nicht öffentlich durchschauen.
Richtig ist in der Aussage des Bürgermeisters nur,
daß besonders die LSAP in Kehlen nicht das erreicht
hat, was sie sich zum Ziel gesetzt hatte. Zwar haben
die drei bisher im Gemeinderat vertretenen Soziali-
sten ihre drei Sitze behalten, der Bürgermeister hat
sogar seinen Stimmenanteil festigen können.
Dennoch ist die Enttäuschung unverkennbar: Hatte
man , nicht in einem propagandistisch angelegten
Wahlkampf (Film über die Gemeinde Kehlen und
über die Verdienste der LSAP) die aktive Entwick-
lungspolitik der Gemeindeväter unter LSAP-
Führung an den Mann bringen wollen?

Dieselbe Enttäuschung muß die DP hinnehmen:
Rechnerisch gesehen hat gerade sie eines ihrer
schlechtesten Resultate erzielt, da sie als einzige der
drei etablierten Parteien einen Sitz abtreten mußte.

So reicht es beiden Parteien nicht mehr, die Majorität
zu wahren, die ihnen in den vergangenen sechs
Jahren die Gemeindeführung sicherte. Beide zusam-
men dürfen von den Stimmen, aber auch von den

hochgesteckten Erwartungen her als die Verlierer der
Wahl in der Gemeinde Kehlen angesehen werden.

Unter diesen Umständen und von ihrem Stimmenan-
teil her kann man die CSV als Siegerin bezeichnen,
doch die relative Stimmenmehrheit brachte der CSV
keine absolute Mehrheit. Sie konnte ihre Sitzzahl
nicht ausbauen, sondern lediglich festigen.

So gesehen geht der Sieg an die Alternative Liste
(AL). Das heißt allerdings nicht, daß die AL als
direkte Siegerin der Wahlen bezeichnet werden
könnte. Ihr Sieg ist ein Sieg über die Geringschät-
zung, mit der man sie ins politische Abseits schieben
wollte. Auf Anhieb zwei Sitze zu erhalten, und das
mit einer unvollständigen Liste, kann sicherlich als
Erfolg gewertet werden.

Genau zu erkennen, welche Motive die Bürger be-
wegten, ihre Stimmen der AL zu geben oder der CSV
zu lassen, ist keine einfache Sache. Ebenso schwierig
ist es, genau herauszufinden, was viele Bürger davon
abhielt, die "Fortschrittspolitik" der bisherigen Ma-
jorität zu unterschreiben.

Es gibt rechnerische Auslegungsmöglichkeiten: Die
AL könnte die beiden Sitze der (zum Schluß der Le-
gislaturperiode) unabhängigen Gemeinderäte erhal-
ten haben. Die These ist gar nicht mal so abwegig.
Waren es nicht diese zwei Räte, die ihren Absprung
aus der damaligen Majorität dadurch rechtfertigten,
daß sie sich nicht mehr bereit fanden, die bedin-
gungslose Bautenpolitik weiter mitzutragen? Sie
waren es, die auf die sich verschlechternde Finanzla-
ge hinwiesen. Hinzu kommt, daß immer mehr Bürger
ein schärferes Bewußtsein in Sachen Umwelt ent-
wickelt haben.

Der Sieg der
Alternativen
Liste ist ein
Sieg über die
Geringschät-
zung, mit der
man sie ins
politische
Abseits
schieben
wollte. Auf
Anhieb zwei
Sitze zu
erhalten, und
das mit einer
unvollstän-
digen Liste,
kann sicher-
lich als Erfolg
gewertet
werden.
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Wenn dann noch die Bürgerinitiative "Eist Duerf soll
I iewen" immer wieder in ihrem Informationsblatt auf
Widersprüche hinwies, so ist es nicht verwunderlich,
daß sich bei manchem Bürger diese zwei Bewußts-
einsebenen trafen und sie angeregt wurden, eine Al-
ternativwahl mit all ihren Hoffnungen zu wagen.

Gerade diese zwei Bewußtseinsebenen Umwelt und
bedingungsloser Fortschritts- und Entwicklungs-
glauben sind das Leitthema der Bürgerinitiative in
allen ihren Schriften, Unterredungen und öffentli-
chen Interventionen gewesen: Eine gesunde Dorfpo-
litik dürfe nicht ausschließlich auf die Bautenpolitik

(öffentliche Bauten, Lotissemente, Industriepark)
gerichtet sein. Sie müsse Umweltgedanken in alle
ihre Überlegungen einfließen lassen. Nur so könne
man dem Teufelskreis entrinnen, der über eine zu op-
timistische Entwicklungseuphorie ("Unsere Ge-
meinde ist kein Sparverein"!) in eine ausweglose Fi-
nanzsituation führt.

Genau das haben viele Bürger begriffen. Und wenn
sie es noch nicht wagten, der AL ihre Stimme zu
geben, so vertrauten sie dem ebenfalls gemäßigteren
CSV-Programm.	 René Waltzing

La politique à Pétard des
réfug ies (suite)

La problématique des réfugiés constitue une fois de plus un point fort de l'année en cours. Non seule-
ment en raison de différentes prises de position marquantes (ex: Congrès du Parti Socialiste, Commis-
sion Justice et Paix), mais aussi en raison de vives discussions publiques et de manifestations de
solidarité envers les réfugiés d'ex-Yougoslavie et, last but not least, en raison du dépôt d'un projet de
loi portant création d'une procédure relative à l'examen d'une demande d'asile.
Cet article constitue une suite à l'analyse faite dans "forum" n° 142. Nous nous penchons de nouveau
sur l'attitude du gouvernement à l'égard des réfugiés "yougoslaves" ainsi que sur celle concernant les
réfugiés entrant dans la procédure de détermination du statut de réfugié selon la Convention de
Genève. La réalité actuelle (discours, contenu même du projet de loi, demande d'obtention d'un statut
de réfugié selon la Convention de Genève par des réfugiés "yougoslaves ") nous montre en effet qu'il
est difficile de parler d'une seule catégorie de réfugiés. La question des réfugiés yougoslaves comme la
procédure relative à l'examen des demandes d'asile poussent au contraire à réfléchir à une politique
globale à l'égard des réfugiés.

Carlo Schmitz

1. La politique à l'égard des
réfugiés "yougoslaves"

La question sur le sort à réserver aux réfugiés d'ex-
Yougoslavie a été reposée à chaque échéance du

statut humanitaire. Une lettre du ministère de la
Justice adressée aux réfugiés yougoslaves de la part
fut à l'origine d'une levée de boucliers d'organisa-
tions et de personnes manifestant leur solidarité avec
les réfugiés d'ex-Yougoslavie.

1.1. Quelques chiffres

Les flux de réfugiés "yougoslaves"

Leur nombre est très fluctuant. Pas moins de 1660
personnes ont été enregistrées au cours de l'année
1992. Par contre en 1993, l'arrivée des réfugiés a
diminué de beaucoup: ainsi un flux "officiel" de 224
personnes seulement a pu être observé du l er janvier
au 11 juin 1993. Ce chiffre est donc largement infé-
rieur aux chiffres mensuels de l'année précédente,
qui comptait en juin 484 personnes et en mai 243
personnes .

Il est aussi utile de rappeler à cet égard les chiffres de
l'Administration des Douanes de 1992, qui signale
que 470 des 1592 personnes s'étant vu refuser l'accès
au territoire étaient des ressortissants de l'ex-You-
goslavie2.

Les Accords de Schengen n'étant pas encore mis en
oeuvre, les contrôles ont continué aux frontières, ils
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